
Nach dem Spiel ist vor 
dem Spiel. Sepp Her-
berger hat’s gewusst und 
phrasenhaft einer breiten 
deutschen Öffentlichkeit 
ins Bewusstsein gerückt. 
Doch so unsinnig, wie 
die Bemerkung des Alt-
Fußball-Bundestrainers 
auf den ersten Blick wirkt, ist sie nur für 
den, der nicht darüber nachdenkt. Auf den 
zweiten Blick ist Herbergers Erkenntnis 
sogar tiefgründig, weil – egal ob Sieg oder 
Niederlage – er die Vergangenheit auch Ver-
gangenheit sein lässt und die Zukunft zum 
Maß aller Dinge macht. 

Auf den Fußball bezogen hatte Herberger 
damit wohl auf jeden Fall recht. Aber selbst, 
wenn es um die ökonomische Entwicklung 
geht, trifft das Zitat rund ein halbes Jahrhun-
dert später auch in der Krise ins Schwarze. 
Niemand braucht heute in Sack und Asche 
zu gehen, weil die Wirtschaft 2009 um fünf 
Prozent eingebrochen ist und Deutschland 
in Folge noch wegen der Milliarden schwe-
ren Konjunkturpakete die Schuldengrenze 
des europäischen Stabilitätspaktes reißt. 
Das ist statistischer Schnee von gestern. 
Im Prinzip unwichtig, da, um im Sport-Jargon 
zu bleiben, niemand ein Rennen mit dem 
Blick in den Rückspiegel gewinnt, zumal alle 
Teilnehmer wegen der Finanzkrise sowieso 
mehr oder minder von der gleichen Linie 
aus mit ähnlich schweren Lasten starten. 

Der Vater des deutschen Wirtschaftswun-
ders hätte dies wahrscheinlich ähnlich gese-
hen. Denn Wirtschaft ist laut Ludwig Erhard 
mindestens zur Hälfte Psychologie. Schon 
deshalb wäre es falsch, wenn die Republik 
jetzt in ein kollektives Jammertal zurückfal-
len würde und mutige Schritte scheut, die 
das Wachstum ankurbeln. Weder eine über-
triebene Lohnzurückhaltung, noch ein harter 
Sparkurs sind dafür geeignet, Deutschland 
wieder auf die Beine zu helfen.

Weltweit zieht die Wirtschaft gerade 
wegen der Konjunkturprogramme wieder 
an. Davon wird die Exportnation Deutsch-
land überproportional profitieren. Und 
natürlich von den eigenen Hilfspaketen, 
die erst in diesem Jahr ihre volle Wirkung 
entfalten werden. Jedes Sparhans-Gehabe 
eines Finanzministers oder eines Minister-
präsidenten müsste schon deshalb von 
der Kanzlerin selbst unterbunden werden. 
Steuerentlastungen sind versprochen – und 
können die Investitionstätigkeit und den pri-
vaten Konsum stärken. Deshalb nochmals 
im Sinne Herbergers: „Der nächste Gegner 
ist immer der schwerste.“ Mit Blick auf die 
Wirtschaft bedeutet dies nichts anderes, 
als dass es nun gilt, mit aller Kraft die 
Konjunktur zu stärken. Immerhin spült ein 
Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um ein 
Prozent rund zehn Milliarden Euro in die 
Steuerkassen.   
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FINANZEN

Das Haus, in dem der Sexualstraftäter bei 
seinem Bruder wohnt, wird von der Polizei 
bewacht.  Foto: dpa

Verkehrssicherheit

Debatte über
Winterreifenpflicht
Leipzig (maj). Angesichts chaotischer 
Straßenverhältnisse in diesem Winter 
fordert der Automobilclub „Mobil in 
Deutschland“ eine verbindliche Win-
terreifenpflicht in Deutschland. „Die 
bisherige Regelung ist zu schwammig. 
Die Praxis zeigt, dass es nicht reicht, 
an den gesunden Menschenverstand zu 
appellieren, wir brauchen eine verbind-
liche Pflicht zum Aufziehen von Winter-
reifen“, sagte der Vereinsvorsitzende 
Michael Haberland der Leipziger Volks-
zeitung. SPD-Verkehrsexperte Uwe 
Beckmeyer sieht für eine Neuregelung 
die EU in der Pflicht. Verkehrspolitiker 
von Union und den Grünen reagierten 
zurückhaltend und fordern stattdessen 
mehr Kontrollen der Polizei.  Seite 2

  Hintergrund: Das ungelöste Rätsel 
um Luxemburgs Leiche – Seite 3

  Sachsen: Der Gewinner der Stutt-
mann-Karikatur des Jahres – Seite 4

  Aus aller Welt: Belgien fürchtet zwei-
ten Fall Dutroux – Seite 32
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Leipzig (sas). Ostdeutschland ist gut entwi-
ckelt und verfügt über große Potenzen. Das 
sagte Bundeswirtschaftsminister Rainer 
Brüderle (FDP) auf dem Neujahrsempfang 
der Leipziger Wirtschaft. Seite 6

Brüderle lobt Osten

SACHSEN

Leipzig (A. K.). In Sachsen gibt es 200 000 
Analphabeten. Kultusminister Roland Wöl-
ler (CDU) will sie ermutigen, lesen und 
schreiben zu lernen. Deshalb verstärkt der 
Freistaat seine Angebote.  Seite 4

Analphabeten motivieren

UNTERHALTUNG

Hildesheim (dpa). Prinzessin Caroline 
von Monaco hat gestern als Zeugin vor 
dem Landgericht Hildesheim ihren Mann,  
Ernst August Prinz von Hannover, vertei-
digt.  Seite 14

Caroline verteidigt Prinz

SPORT

Johannesburg (dpa).
Südafrikas 800-Meter-
Weltmeisterin Caster 
Semenya kann wieder 
bei internationalen 
Wettkämpfen starten. 
Dies teilte ihr Trainer 
Michael Seme ges-
tern unter Berufung 
auf Anwälte Semenyas 
mit. Die Sportlerin war 

nie vom Leichtathletik-Weltverband sus-
pendiert worden; allerdings laufen noch 
medizinische Tests, um ihr Geschlecht 
zweifelsfrei festzustellen. Seite 26

Semenya startet wieder

Caster Semenya
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Leipzig (jr). Am Leipziger 
Amtsgericht wurde ges-
tern der frühere Ober-
bürgermeister Wolfgang 
Tiefensee (SPD) als Zeu-
ge vernommen. Auf viele 
Fragen zum Handball-
Supercup 2003 konnte 
der heutige Bundes-
tagsabgeordnete jedoch 
nichts Konkretes sagen. 
Angeklagt ist sein dama-

liger erster Stellvertreter Holger Tschense 
(SPD). Als Sportbürgermeister hatte er im 
Auftrag Tiefensees Verträge ausgehandelt, 
um die Veranstaltung mit den weltweit acht 
besten Handball-Nationalmannschaften für 
Leipzig zu retten. Andernfalls hätte Leipzigs 
Olympiabewerbung enormen Schaden ge-
nommen, so Tiefensee gestern. Seite 18

Tiefensee sagt im 
Tschense-Prozess aus

Wolfgang 
Tiefensee
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Zehntausende Tote in Haiti befürchtet
Port-au-Prince/Berlin (dpa/
AFP). Die Zahl der Toten nach 
dem schweren Erdbeben in 
Haiti geht nach Angaben von 
Präsident René Préval in die 
Zehntausende. Dem US-Fern-
sehsender CNN sagte er ges-
tern: „Ich habe von bis zu 50 
000 (Toten) gehört, auch von 
30 000. Es ist aber zu früh, um 
konkrete Zahlen zu nennen.“ 
Sein Ministerpräsident Jean-
Max Bellrive hatte zuvor von bis 
zu 100 000 Opfern gesprochen. 
Die Hauptstadt Port-au-Prince 
war am Dienstagnachmittag 

(Ortszeit) von einem Beben der 
Stärke 7,0 erschüttert worden. 
Einkaufszentren stürzten ein, 
ebenso Krankenhäuser und 
Ministerien. Der Chef der UN-
Friedensmission in Haiti, der 
Tunesier Hedi Annabi, starb 
beim Einsturz des UN-Gebäu-
des. Über 100 UN-Mitarbeiter 
werden vermisst.

Weltweit liefen inzwischen 
massive Hilfseinsätze an. Die 
Bundesregierung hat 1,5 Millio-
nen Euro Soforthilfe zugesagt 
und bot die Entsendung von 
Bergungsteams an.  Seite 3

Rettungskräfte des Roten Kreuzes versorgen ein verletz-
tes Kind.  Foto: AFP

Rettungsdienst
bleibt im 

Schnee stecken
Grünen-Politiker wirft Stadt Versagen vor

Leipzig (F. D./K. S./rö). Rettungs-
wagen und Notärzte in Leipzig kön-
nen ihre Patienten in vielen Fällen 
nicht mehr pünktlich erreichen. Laut 
Branddirektion sorgt das Winter-
chaos auf den Straßen für massive 
Überschreitungen der vorgeschrie-
benen Hilfsfristen. Die Stadt will ab 
heute weitere 150 Arbeitskräfte zur 
Schneeberäumung einsetzen. 

„Die Situation ist äußerst ange-
spannt, aber wir schaffen es noch“, 
sagte gestern Gerd Plock, Ärztlicher 
Leiter des Rettungsdienstes der Stadt. 
Laut Gesetz müssen die Helfer inner-
halb von zwölf Minuten am Einsatzort 
eintreffen. Zwischen Dienstag und ges-
tern gab es innerhalb von 24 Stunden 
80 Rettungsdiensteinsätze, in 42 Fällen 
wurde die vorgeschriebene Hilfsfrist 
erheblich überschritten. „Für uns wäre 
viel erreicht, wenn in der Stadt auch 
die Nebenstraßen geräumt wären“, so 
Andreas Matthes von der Rettungs-
dienst-Stabsstelle. 

Der Winterdienst kann die weiße 
Masse derzeit nur aus der Innenstadt 

abfahren, arbeitet sich erst langsam 
in die Nebenstraßen vor. Ab heute sol-
len weitere 150 Arbeitskräfte Schnee 
schippen, insgesamt sind es 300 Hel-
fer. Nach Ansicht von Grünen-Stadt-
rat Norman Volger hat der zuständige 
Bürgermeister Heiko Rosenthal (Linke) 
versagt. Er hätte die personelle Ver-
stärkung längst organisiert haben 
müssen. „Der Wintereinbruch kam 
doch nicht unerwartet“, so Volger. „Die 
Stadt hat unflexibel reagiert.“ Von den 
knapp 3000 Leipziger Straßen werden 
nur 448 ganz oder teilweise vom kom-
munalen Winterdienst abgedeckt. „Die 
Stadtreinigung kann die ganze Stadt 
nicht flächendeckend beräumen“, er-
klärte SPD-Stadträtin Ingrid Glöckner. 
Ebenso wenig könne der Schnee aus 
der ganzen Stadt herausgeschafft wer-
den. Sie appellierte an Grundstücks-
eigentümer, in Ausnahmesituationen 
wie diesen „auch mal ein paar Meter 
mehr als nur auf dem Fußweg vor dem 
eigenen Haus zu schieben“. Seite  17

Die komplette Winterdienstsatzung der 
Stadt Leipzig mit Straßenverzeichnis finden 
Sie im Internet unter www.lvz-online.de

Hacker-Angriffe

Google droht China
Peking (dpa). Der US-
Internetkonzern Google 
sucht im Kampf um freien 
Zugang zum Netz den Kon-
flikt mit China. Das Unter-
nehmen beschloss, seine 
seit vier Jahren laufende 
Selbstzensur mit dem Fil-
tern politisch heikler In-

halte beenden zu wollen. 
Auslöser waren massive 
Hacker-Angriffe, der Dieb-
stahl von Programmdaten 
sowie die immer stärkere 
Einschränkung der Mei-
nungsfreiheit in Chinas 
Internet.  Seite 2/ 
 Kommentar Seite 3

Öffentlicher Dienst

Erste Tarifrunde ohne Ergebnis
Potsdam/Leipzig (dpa/
maj). Die erste Runde der 
Tarifverhandlungen für 
den öffentlichen Dienst 
von Bund und Kommu-
nen ist gestern ergebnis-
los vertagt worden. Die 
Gewerkschaft Verdi for-
dert für die Beschäftigten 

einen Lohnzuwachs von 
fünf Prozent. „In dieser 
Höhe ist das für viele 
Kommunen schlicht un-
bezahlbar“, sagte Gerd 
Landsberg, Hauptge-
schäftsführer des Städte- 
und Gemeindebundes, 
der LVZ.  Seite 2

Jemen

Geiselnehmer fordern Lösegeld
Hamburg (dpa). Die Ent-
führer der im Jemen ver-
schleppten Familie aus 
Sachsen fordern nach 
Informationen von Spie-
gel Online zwei Millionen 
Dollar (1,4 Mio. Euro) 
Lösegeld. Sie verlangten 
außerdem Straffreiheit 

und freies Geleit, hieß es. 
Das jemenitische Innen-
ministerin wollte sich zu 
dem Bericht nicht äu-
ßern. Die Regierung des 
Jemen hat nach eigenen 
Angaben Verhandlungen 
mit den Entführern auf-
genommen.

Ein Feuerwehrmann entfernt von einem 
Wohnhaus in Leipzig lange Eiszapfen. Die 
Feuerwehr ist in diesen Tagen an vielen 

Orten permanent im Einsatz, um die ge-
fährliche Pracht an Dachrinnen und Balko-
nen zu beseitigen.  Foto: ddp

Eiszapfen-Alarm in Leipzig

Hohe Zahl ziviler Opfer
Afghanischer Aufbauhelfer läuft zu Taliban über

Kundus (DW/AFP). In Afghanistan hat 
einer der prominentesten afghanischen 
Aufbauhelfer, Dadgul Delawar, die 
Seiten gewechselt. Er gehörte jahre-
lang zu den deutschen Helfern, jetzt 
ist er zu den Taliban übergelaufen.  
Der legendäre Freiheitskämpfer aus 
Zeiten der sowjetischen Besatzung 
Dadgul war eine Symbolfigur, auch für 
die Bundeswehr und für die Soldaten 
aus der Bundesrepublik, die an den Er-
folg ihres Einsatzes für die Menschen 
in Afghanistan geglaubt haben.

In Afghanistan sind im vergangenen 
Jahr mehr Zivilisten bei Kämpfen getö-
tet worden als je zuvor seit dem Sturz 
der Taliban. Die Vereinten Nationen 
verzeichneten 2009 insgesamt 2412 
zivile Opfer, wie die UN-Mission in Af-
ghanistan mitteilte. Die Zahl liegt um 
14 Prozent höher als die für das Jahr 
2008.

Die Aufständischen waren für den 
Tod von dreimal mehr Zivilisten ver-
antwortlich als die afghanischen und 
ausländischen Truppen.  Seite 5

Bruttoinlandsprodukt

Wirtschaft 2009 
eingebrochen

Wiesbaden (AFP). Die exportabhängige 
deutsche Wirtschaft ist im vergangenen 
Jahr so stark eingebrochen wie noch  
nie zuvor in der Nachkriegsgeschichte. 
Das Bruttoinlandsprodukt schrumpfte 
in Folge der weltweiten Wirtschafts-
krise um 5,0 Prozent, teilte das Statisti-
sche Bundesamt gestern in  Wiesbaden 
mit.  Leitartikel / Seite 6

EU-Schuldengrenze

Staatsdefizit steigt 
auf 3,2 Prozent

Wiesbaden (dpa). Mit einer giganti-
schen Neuverschuldung hat Deutsch-
land 2009 erstmals seit 2005 wieder die 
EU-Schuldengrenze durchbrochen. Das 
Staatsdefizit stieg mit 77,2 Milliarden 
Euro auf 3,2 Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP), teilte das Statistische 
Bundesamt mit. Die EU-Regel erlaubt 
höchstens ein Defizit von 3,0 Prozent. 

Gefährlicher Sexualtäter bleibt frei
Bundesgerichtshof sieht keine rechtliche Grundlage für Sicherungsverwahrung

Karlsruhe (dpa). Er vergewal-
tigte und quälte drei Mädchen 
und gilt als sehr gefährlich – 
dennoch bleibt ein verurteilter 
Sexualtäter frei, der seit seiner 
Haftentlassung im nordrhein-
westfälischen Heinsberg lebt.

Der Bundesgerichtshof (BGH) 
hat in einem gestern verkün-
deten Urteil keine rechtliche 
Grundlage für die nachträg-
liche Sicherungsverwahrung 
des 58-jährigen Sexualstraf-
täters gesehen. Er verwarf 
damit die Revision der Staats-
anwaltschaft. Ein Urteil des 

Landgerichts München II, das 
im Februar 2009 eine nach-
trägliche Sicherungsverwah-
rung abgelehnt hatte, ist damit 
rechtskräftig. 

Der Ex-Häftling lebt seit 
seiner Entlassung bei seinem 
Bruder. Er wird seit knapp ei-
nem Jahr rund um die Uhr von 
der Polizei bewacht. Anwohner 
protestieren täglich gegen den 
Mann, weil sie fürchten, dass er 
erneut rückfällig werden könn-
te.

Der 58-Jährige war 1985 
wegen der Vergewaltigung ei-

ner Schülerin zu fünfeinhalb 
Jahren verurteilt worden. Weil 
er nach seiner Haftentlassung 
wieder zwei Mädchen stun-
denlang vergewaltigte und sa-
distisch misshandelte, kam er 
1995 für weitere 14 Jahre ins 
Gefängnis. Da im damaligen 
Urteil keine Sicherungsver-
wahrung angeordnet worden 
war, hätte er nur dann über 
das Haftende hinaus einge-
sperrt werden können, wenn 
die Rückfallgefahr erst nach 
dem Urteil zu erkennen gewe-
sen wäre. Zwar stuften Sach-

verständige den Mann als 
gefährlich ein – der 1. BGH-
Strafsenat sah wie das Land-
gericht darin aber lediglich 
eine neue Bewertung bekann-
ter Umstände.

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft und die Deutsche 
Kinderhilfe sehen nach dem 
Karlsruher Urteil nun den 
Gesetzgeber in der Pflicht. 
Das Gesetz zur nachträglichen 
Sicherungsverwahrung müsse 
nachgebessert werden, forder-
ten beide Seiten. 

Standpunkt S. 3 /S.32


